
SCHLUSSANTRÄGE VON SIR GORDON SLYNN — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 172 UND 226/83 

1. Artikel 33 Absatz 3 EGKS-Vertrag hin­
dert einen Kläger nicht daran, beim Ge­
richtshof Klage zu erheben, sobald die 
streitige Entscheidung ergangen ist, ohne 
deren Zustellung oder Veröffentlichung 
abzuwarten. Eine zweite Klage, die nach 
Veröffentlichung der angefochtenen Ent­
scheidung erhoben wird, in der die Par­
teien dieselben sind und in der die 
Aufhebung derselben Entscheidungen 
aufgrund derselben Rügen gefordert wird 
wie in der ersten Klage, ist hingegen un­
zulässig. 

2. Ein Unternehmen ist von einer Einzelfall­
entscheidung der Kommission im Sinne 
des Artikels 33 Absatz 2 EGKS-Vertrag 
betroffen, wenn einem oder mehreren 
Unternehmen, die mit ihm im Wettbe­
werb stehen, Vorteile eingeräumt wer­
den. 

3. Da die beim Gerichtshof erhobenen Kla­
gen gemäß Artikel 39 EGKS-Vertrag 
keine aufschiebende Wirkung haben, 
wird das Rechtsschutzbedürfnis eines 
klagenden Unternehmens in bezug auf 
die Aufhebung dieser Entscheidung nicht 
beseitigt, wenn es der angefochtenen 
Entscheidung nachkommt. 

4. Die Verpflichtung, eine beschwerende 
Entscheidung zu begründen, soll es dem 
Gerichtshof ermöglichen, die Rechtmä­
ßigkeit der Entscheidung zu überprüfen, 
und dem Betroffenen ausreichende Hin­
weise für die Feststellung geben, ob die 
Entscheidung begründet ist; die in Arti­
kel 5 und 15 EGKS-Vertrag niederge­
legte Begründungspflicht ist jedoch an­
hand der Umstände des Einzelfalls, ins­
besondere des Inhalts der Maßnahme, 
der Art der vorgetragenen Gründe sowie 
des Interesses zu beurteilen, das die 
Adressaten oder andere von der Maß­
nahme betroffene Personen im Sinne von 
Artikel 33 Absatz 2 EGKS-Vertrag an 
der Begründung haben können. 

5. Wenn die Kommission bei der Festset­
zung des Abbaus der Produktionskapazi­
tät für die Stahlindustrie eines Mitglied­
staates, von der sie die Gewährung staat­
licher Beihilfen abhängig macht, den ge­
samten angeordneten Kapazitätsabbau 
dem Angebot dieses Mitgliedstaats ge­
genübergestellt hat, führt ein Fehler bei 
der Bewertung des angebotenen Kapazi­
tätsabbaus, der dessen künstliche Verrin­
gerung bewirkt, dazu, daß der Gerichts­
hof die einschlägigen Bestimmungen der 
auf dieser falschen Grundlage erlassenen 
Entscheidung aufhebt. 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENERALANWALTS 

SIR G O R D O N SLYNN 

vom 5. Juni 1985 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In diesem Verfahren nach Artikel 33 
EGKS-Vertrag beantragt die Klägerin, die 
Entscheidung der Kommission über die von 
der niederländischen Regierung vorgesehe­

nen Beihilfen zugunsten der Stahlindustrie 
(83/398/EGKS; ABl. 1983, L 227, S. 33, 
die niederländische Entscheidung) und ihr 
Gegenstück über Beihilfen zugunsten der 
italienischen Stahlindustrie (83/396; ABl. 
1983, L 227, S. 24, die italienische Ent­
scheidung) aufzuheben. 

* Aus dem Englischen übersetzt. 
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Um der Stahlkrise abzuhelfen, erließ die 
Kommission die Entscheidung zur Einfüh­
rung von gemeinschaftlichen Regeln über 
spezifische Beihilfen zugunsten der Eisen-
und Stahlindustrie (257/80/EGKS; ABl. 
1980, L 29, S. 5). Nach dieser auf Artikel 
95 EGKS-Vertrag gestützten Entscheidung 
dürfen Beihilfen nur nach vorheriger Zu­
stimmung der Kommission und gemäß den 
von dieser aufgestellten Bedingungen in 
Kraft gesetzt werden. 

Auf seinen Tagungen vom 3., 26. und 27. 
März 1981 verabschiedete der Rat Ent­
schließungen, wonach die Entscheidung Nr. 
257/80 durch eine striktere Regelung er­
setzt werden sollte, die im wesentlichen auf 
denselben Gedanken beruhte (Bulletin EG 
3-1981, S. 95-97). Auf seiner Tagung vom 
24. Juni 1981 erzielte der Rat Einvernehmen 
über den Entwurf eines neuen Kodex für 
allgemeine wie für spezifische Beihilfen 
(Bulletin EG 6-1981, S. 21-23). Dieser Ent­
wurf wurde zur Entscheidung Nr. 2320/81 
der Kommission (ABl. 1981, L 228, S. 14). 
Diese wie ihre Vorgängerin auf Artikel 95 
gestützte Entscheidung gilt bis zum 31. De­
zember 1985. 

Von einer hier nicht einschlägigen Aus­
nahme abgesehen haben die Mitgliedstaaten 
nach der Entscheidung Nr. 2320/81 der 
Kommission von allen Vorhaben zur Ge­
währung oder Änderung von Beihilfen bis 
zum 30. September 1982 Meldung zu ma­
chen. Solche Vorhaben durften nur mit Zu­
stimmung der Kommission durchgeführt 
werden, wenn deren Bedingungen sämtlich 
erfüllt waren. Die von der Kommission zu 
beachtenden allgemeinen Kriterien sind in 
Artikel 2 aufgeführt. Wesentliche Merkmale 
dieser Bestimmung sind zum einen, daß Bei­
hilfen von einem Abbau der Produktionska­
pazität des begünstigten Unternehmens ab­
hängig gemacht werden, und zum anderen, 
daß Beihilfezahlungen nach dem 31. De­
zember 1985 verboten werden, mit Aus­
nahme von Zinszuschüssen und Bürg­
schaftszahlungen für Darlehen, die vor die­

sem Zeitpunkt gewährt wurden. Die folgen­
den Artikel enthalten eingehende Sonder­
vorschriften über Investitionsbeihilfen, 
Schließungsbeihilfen, Betriebsbeihilfen, Not­
beihilfen sowie Forschungs- und Entwick­
lungsbeihilfen. 

Später gelangte die Kommission zu der Auf­
fassung, daß die Kapazität bis zum 1. Juli 
1983 um 30 Mio t bis 35 Mio t abgebaut 
werden müsse. Diese Ansicht haben die In­
dustrieminister anscheinend geteilt, als sie 
sich am 17. und 18. November 1982 infor­
mell in Helsingør (Dänemark) trafen (Bulle­
tin EG 11-1982, S. 20 und 21). 

Am 29. Juni 1983 führte die Kommission 
die Entscheidung Nr. 2320/81 mit einer 
Reihe von Entscheidungen durch, die alle 
Mitgliedstaaten außer Dänemark betrafen. 
In der Mehrzahl dieser Entscheidungen 
wurde die vom jeweiligen Mitgliedstaat vor­
geschlagene Beihilfe unter der Bedingung 
genehmigt, daß die Kapazität um bestimmte 
Beträge abgebaut werde. Die niederländi­
sche Entscheidung mit der Nr. K(83)950/8 
wurde den Niederlanden mit Schreiben vom 
30. Juni 1983 an den niederländischen 
Außenminister zugestellt. Die von der 
niederländischen Regierung vorgeschlagene 
Beihilfe wurde darin von einem Kapazitäts­
abbau um insgesamt 950 000 t abhängig ge­
macht. Die Klägerin ist bei weitem die 
größte der beiden Stahlfirmen in den 
Niederlanden; die andere ist Nedstaal, eine 
hundertprozentige Tochter von Thyssen. 
Die Klägerin hatte somit offenkundig den 
Hauptteil dieses Abbaus zu tragen. 

In ihrer am 8. August 1983 beim Gerichts­
hof eingereichten Klage beantragte die Klä­
gerin, diese Entscheidung aufzuheben 
(Rechtssache 172/83). Weiter wird darin die 
völlige oder teilweise Aufhebung der italie­
nischen Entscheidung mit der Nr. 
K(83)950/6 beantragt, die dem italienischen 
Außenminister mit Schreiben vom 30. Juni 
1983 zugestellt worden war. Der letztere 
Antrag stützt sich darauf, die italienische 

2833 



SCHLUSSANTRÄGE VON SIR GORDON SLYNN — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 172 UND 226/83 

Stahlindustrie sei milder behandelt worden; 
Hoogovens sei somit diskriminiert worden. 

Die beiden angefochtenen Entscheidungen 
wurden am 19. August 1983 im Amtsblatt 
veröffentlicht. Die holländische Entschei­
dung wurde die Entscheidung 83/398, die 
italienische die Entscheidung 83/396. Die 
Klägerin reichte daraufhin am 6. Oktober 
1983 eine zweite Klage ein (Rechtssache 
226/83). Die beiden Klagen sind mit der 
Ausnahme identisch, daß die zweite nicht 
auf die Begleitschreiben vom 30. Juni 1983 
Bezug nimmt. Mit Beschluß vom 13. Fe­
bruar 1985 hat der Präsident des Gerichts­
hofes die beiden Rechtssachen für die 
Zwecke der mündlichen Verhandlung und 
der Entscheidung verbunden. 

Das vorliegende Verfahren stellt nicht den 
einzigen Angriff auf die Entscheidungen der 
Kommission vom 29. Juni 1983 dar; Die 
Kläger in der Rechtssache 222/83 (Ge­
meinde Differdingen/Kommission, Slg. 
1984, 2889) hatten die Aufhebung der 
luxemburgischen Entscheidung beantragt; 
Diese Klage wurde aus Gründen als unzu­
lässig abgewiesen, die im vorliegenden Fall 
nicht vorliegen. Weiter beantragte die deut­
sche Regierung in der noch anhängigen 
Rechtssache 214/83 (Deutschland/Kommis­
sion) die Aufhebung der belgischen, der 
französischen, der italienischen und der an 
das Vereinigte Königreich gerichteten Ent­
scheidung. 

In ihrer Klagebeantwortung in der Rechts­
sache 172/83 gesteht die Kommission zu, 
daß die Klage insoweit zulässig ist, als mit 
ihr die Aufhebung der niederländischen 
Entscheidung beantragt wird. Sie gesteht 
ausdrücklich zu, daß die Entscheidung die 
Klägerin individuell betrifft, so daß der Tat­
bestand des Artikels 33 Absatz 2 erfüllt sei. 

In ihrer Gegenerwiderung führt die Kom­
mission jedoch aus, die Klägerin habe sich 
entschlossen, ihre Kapazität bis Ende 1985 
zusätzlich zu den 150 000 t, die bereits 
durch die Schließung ihres Demka-Werks 

abgebaut worden waren, um eine weitere 
Million Tonnen abzubauen. Damit wolle die 
Klägerin ihre Kapazität um mehr als die 
950 000 t abbauen, deren Abbau in der 
niederländischen Entscheidung von den 
Niederlanden insgesamt verlangt worden 
sei. Ohne eine förmliche Einrede der Unzu­
lässigkeit zu erheben, fragt die Kommission, 
ob die Klägerin noch ein Rechtsschutzinter­
esse habe. 

In der mündlichen Verhandlung hat die 
Klägerin den Sachvortrag der Kommission 
nicht bestritten. Als Grund für ihren Ent­
schluß, ihre Kapazität weiter abzubauen als 
von der Kommission verlangt, führte sie an, 
ein Werk könne nicht zur Hälfte geschlos­
sen werden; es müsse entweder mit voller 
Kapazität weiterlaufen oder ganz geschlos­
sen werden. Ein Rechtsschutzinteresse be­
stehe, darüber hinaus insofern, als die Kom­
mission möglicherweise künftig einen weite­
ren Kapazitätsabbau verlangen werde. Um 
sich hierauf vorzubereiten, bedürfe die Klä­
gerin einer Entscheidung über die Rechtmä­
ßigkeit der angefochtenen Entscheidungen. 

Meines Erachtens berührt der von der Kom­
mission vorgetragene Sachverhalt das 
Rechtsschutzinteresse der Klägerin nicht. 
Da beim Gerichtshof erhobene Klagen nach 
Artikel 39 keine aufschiebende Wirkung ha­
ben, muß eine Partei einer sie betreffenden 
Entscheidung bis zum Endurteil nachkom­
men, soweit keine einstweiligen Anordnun­
gen getroffen werden. Somit verliert ein 
Kläger das Recht, eine Anfechtungsklage 
weiterzuverfolgen, nicht dadurch, daß er 
der angefochtenen Entscheidung, gegen die 
er weiter vorgeht, in der Sache nachkommt. 
Unerheblich ist, daß die Klägerin über das 
von der Kommission geforderte Maß 
hinausging; das bedeutet nämlich nicht 
zwingend, daß die Berechnungen der Kom­
mission zutrafen. Außerdem hat die Kläge­
rin, wie sie selbst vorträgt, für die Zukunft 
ein Interesse an einer Entscheidung im vor­
liegenden Verfahren. 
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Des weiteren bestreitet die Kommission in 
ihrer Klagebeantwortung die Zulässigkeit 
der Klage in der Rechtssache 172/83 in 
zweierlei Hinsicht. 

Zum einen trägt die Kommission vor, die 
Klägerin begehre nicht nur die Aufhebung 
der beiden Entscheidungen, sondern auch 
der Begleitschreiben der Kommission an die 
niederländischen und italienischen Behör­
den. Diese Schreiben stellten jedoch keine 
Entscheidungen im Sinne des EGKS-Ver-
trags dar und könnten somit nicht aufgeho­
ben werden. Das liegt neben der Sache, da 
die Klägerin die Aufhebung dieser Schrei­
ben nicht begehrt. Sie trägt nur vor, die 
Schreiben müßten berücksichtigt werden, 
um insbesondere die Begründung der Ent­
scheidungen zu erhellen. Die Einrede der 
Kommission ist somit unerheblich. 

Zum anderen trägt die Kommission vor, 
nach Artikel 33 Absatz 2 EGKS-Vertrag sei 
die Klage insoweit unzulässig, als sie sich 
gegen die italienische Entscheidung richte. 
Es steht jedoch fest, daß der Begriff der den 
Kläger „betreffenden" Entscheidung im 
Sinne des Artikels 33 Absatz 2 weiter ist als 
das Tatbestandsmerkmal des „unmittelbaren 
und individuellen" Betreffens in Artikel 173 
Absatz 2 EWG-Vertrag. So wurde in der 
Rechtssache 10/68 (Eridania/Kommission, 
Slg. 1969, 459) die Klage eines Unterneh­
mens auf Aufhebung einer einen "Wettbe­
werber begünstigenden Entscheidung man­
gels „besonderer Umstände" für nach Arti­
kel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag unzulässig 
erklärt. Gegenteilige Entscheidungen wur­
den zu Artikel 33 Absatz 2 EGKS-Vertrag 
getroffen (verbundene Rechtssachen 24 und 
34/58, Chambre syndicale de la sidérurgie/ 
Hohe Behörde, Slg. 1960, 589, und Rechts­
sache 30/59, De Gezamenlijke Steenkolen-
mijnen/Hohe Behörde, Slg. 1961, 1). 

Im vorliegenden Fall liegen besondere Um­
stände vor, die den Antrag auf Aufhebung 
der italienischen Entscheidung als zulässig 
erscheinen lassen. Die niederländische und 

die italienische Entscheidung gehören zu 
einer Reihe von Entscheidungen, die die 
Kommission gleichzeitig erließ. Diese Ent­
scheidungen müssen als Einheit betrachtet 
werden, die das koordinierte Bemühen der 
Kommission widerspiegeln sollte, die Stahl­
kapazität in der gesamten Gemeinschaft ab­
zubauen. In Beantwortung einer schriftli­
chen Frage des Gerichtshofes hat die Kom­
mission zwar bestritten, daß die Entschei­
dungen untereinander in irgendeiner Ver­
bindung stehen. Vielmehr habe die Kommis­
sion für jeden Mitgliedstaat gesondert den 
Abbau bewertet, der erforderlich sei, um die 
Industrie dieses Mitgliedstaats wettbewerbs­
fähiger zu machen. Angesichts des Hinter­
grunds und des Zeitpunkts der Entscheidun­
gen überzeugt mich dies jedoch nicht. So­
wohl in der Entscheidung 83/396 als auch 
in der Entscheidung 83/398 lautet der letzte 
Passus der Begründungserwägung IV wie 
folgt: „Gemeinschaftsweit muß ein Abbau 
von Kapazitäten für warmgewalzte Erzeug­
nisse in der Größenordnung von 30 bis 35 
Mio Tonnen erreicht werden, um ... eine 
ausreichende Kapazitätsausnutzung zu er­
reichen, die die Lebensfähigkeit der Stahl­
unternehmen der Gemeinschaft unter nor­
malen Marktbedingungen absichert" 1. Im 
dritten Absatz der Begründungserwägung I 
zur Entscheidung Nr. 2320/81 heißt es, 
„daß die Umstrukturierung nur dann konse­
quent, gerecht und in sozial annehmbarer 
Weise durchgeführt werden kann, wenn 
eine umfassende Beihilferegelung der Ge­
meinschaft geschaffen wird"; diese Rege­
lung sollte „sicherstellen, daß für alle der 
Stahlindustrie zugute kommenden Beihilfen 
die gleiche Behandlung nach einer einheitli­
chen Verfahrensregelung gilt". Falls die 
Kommission hinsichtlich der verschiedenen 
Mitgliedstaaten unterschiedlich vorging, so 
betrifft dies die Begründetheit der Klage, 
nicht ihre Zulässigkeit. 

1 — Anmerkung des Übersetzers: So der Wortlaut in der deut­
schen Fassung der niederländischen Entscheidung; der im 
Englischen identische Wortlaut der italienischen Entschei­
dung weicht im Deutschen ab. 
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Wenn ein Kläger eine Entscheidung; die ihn 
offensichtlich betrifft, mit der Begründung 
anficht, daß er durch eine Entscheidung dis­
kriminiert werde, die auf andere Erzeuger 
in einem anderen Mitgliedstaat Anwendung 
findet, dann ist die Klage gegen diese 
zweite Entscheidung, die Teil einer Reihe 
von Entscheidungen zur Durchführung 
eines bestimmten Ziels ist, nicht unzulässig. 

Diese Auffassung wird bestätigt, erwägt 
man die Folgen, die es hätte, würde die 
niederländische Entscheidung wegen Begün­
stigung der italienischen Erzeuger aufgeho­
ben, die Klage hinsichtlich der italienischen 
Entscheidung aber als unzulässig abgewie­
sen. Die Kommission könnte dann nicht von 
Amts wegen die italienische Entscheidung 
widerrufen oder ergänzen, da sie damit in 
wohlerworbene Rechte eingriffe. Somit 
könnte die Kommission die Diskriminierung 
nur dadurch beenden, daß sie die der 
niederländischen Stahlindustrie zugestan­
dene Kapazität ' erhöhte. Das würde dem 
Ziel des gesamten Vorgehens widerspre­
chen, Kapazitäten abzubauen. 

Meines Erachtens ist somit die Klage in der 
Rechtssache 172/83 trotz der von der Kom­
mission erhobenen Einwendungen zulässig. 

In der Rechtssache 226/83 nimmt die Klä­
gerin nicht auf die Begleitschreiben Bezug; 
deshalb hat die Kommission ihre diesbezüg­
lichen Einwendungen nicht wiederholt. Ihre 
übrigen Einreden der Unzulässigkeit ent­
sprechen den in. der Rechtssache 172/83 
vorgebrachten. Aus den dargelegten Grün­
den würde ich ihnen nicht folgen. 

Einen weiteren Gesichtspunkt hat die Kom­
mission nicht geltend gemacht, nämlich die 
Frage, ob die Klage in der Rechtssache 
226/83 wegen Rechtshängigkeit unzulässig 
ist. Da dies eine Frage der Zuständigkeit des 
Gerichtshofes ist, kann ihr der Gerichtshof 
jedoch von Amts wegen nachgehen. 

Artikel 33 Absatz 3 EGKS-Vertrag lautet 
wie folgt: „Die in den Absätzen 1 und 2 

dieses Artikels genannten Klagen sind inner­
halb eines Monats nach Zustellung der indi­
viduellen Entscheidung oder Empfehlung 
oder nach Veröffentlichung der allgemeinen 
Entscheidung oder Empfehlung zu erhe­
ben." Artikel 173 Absatz 3 EWG-Vertrag 
lautet demgegenüber wie folgt: „Die in die­
sem Artikel vorgesehenen Klagen sind bin­
nen zwei Monaten zu erheben; diese Frist 
läuft je nach Lage des Falles von.der Be­
kanntgabe der betreffenden Handlung, ihrer 
Mitteilung an den Kläger oder in Ermange­
lung dessen von dem Zeitpunkt an, zu dem 
der Kläger von dieser Handlung Kenntnis 
erlangt hat." 

Meines Erachtens wird in Artikel 33 Ab­
satz 3 EGKS-Vertrag der Zeitpunkt festge­
setzt, bis zu dem Klage erhoben werden 
kann, wenn die Entscheidung demjenigen, 
der sie später anfechten will, förmlich zuge­
stellt oder wenn sie veröffentlicht wird. Die 
Bestimmung steht nicht dem entgegen, 
Klage bereits vor Veröffentlichung zu erhe­
ben, wenn der Kläger Kenntnis von einer an 
einen Dritten gerichteten Entscheidung hat, 
die noch nicht veröffentlicht ist, ihn aber be­
trifft oder seiner Ansicht nach einen Ermes­
sensmißbrauch ihm gegenüber darstellt. 

Die Klägerin hatte von beiden Entscheidun­
gen und den Begleitschreiben vom 30. Juni 
1983 Kenntnis und konnte sie ihrer am 
8. August 1983 beim Gerichtshof einge­
reichten Klage beilegen. Hatte die Klägerin 
in Analogie zu Artikel 33 Absatz 3, der die 
Klagefrist nach Veröffentlichung oder Zu­
stellung betrifft, von dem Zeitpunkt an, zu 
dem sie von der Entscheidung und dem Be­
gleitschreiben Kenntnis erlangte, eine Frist 
von einem Monat (zuzüglich Entfernungs­
zuschlag, hier sechs Tage), so wurde nicht 
nachgewiesen, daß sie erst nach Ablauf die­
ser Frist Klage erhoben hat. 

Die erste Klage wurde somit fristgerecht er­
hoben. 

Die Klägerin mag jedoch Zweifel daran ge­
habt haben, ob sie nach Artikel 33 Absatz 3 
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vor Veröffentlichung der Entscheidung 
Klage erheben konnte. Deshalb ist es ver­
ständlich, daß sie sich durch Erhebung einer 
zweiten Klage innerhalb der in diesem Arti­
kel festgesetzten Frist sichern wollte. 
Gleichwohl sollte die zweite Klage, die die­
selben Fragen betrifft wie die erste, nicht 
zugelassen werden. Sie stellt eine reine 
Wiederholung dar; deshalb sollte sie als un­
zulässig abgewiesen werden. 

Das erste materielle Argument der Klägerin 
besteht darin, die niederländische Entschei­
dung enthalte entgegen Artikel 15 keine 
ausreichende Begründung dafür, daß als 
Gegenleistung für die fraglichen Beihilfen 
950 000 t Kapazität abgebaut werden müß­
ten. 

Der einschlägige Passus der Entscheidung 
lautet wie folgt: 

„Gemeinschaftsweit muß ein Abbau von 
Kapazitäten für warmgewalzte Erzeugnisse 
in der Größenordnung von 30 bis 35 Mio. 
Tonnen erreicht werden, um unter Zugrun­
delegung der Allgemeinen Ziele ,Stahl' wie­
der eine ausreichende Kapazitätsausnutzung 
zu erreichen, die die Lebensfähigkeit der 
Stahlunternehmen der Gemeinschaft unter 
normalen Marktbedingungen absichert. Zu 
diesem Kapazitätsabbau müssen alle Betei­
ligten gerecht beitragen. Aus diesem 
Grunde, und unter Anrechnung der bisheri­
gen Strukturanstrengungen, und Beihilfen 
vor 1980, müssen von der niederländischen 
Stahlindustrie zusätzliche Strukturanstren­
gungen erbracht werden. Neben dem vorge­
sehenen Kapazitätsabbau in Höhe von 
250 000 Tonnen muß die niederländische 
Stahlindustrie infolgedessen ihre Kapazitä­
ten für warmgewalzte Erzeugnisse um wei­
tere 700 000 Tonnen verringern. Die Anga­
ben der zusätzlichen Schließungen muß in­
nerhalb einer bestimmten Frist erfolgen." 

Die von der Kommission angewandten Kri­
terien erhellen weiter aus ihrem Begleit­
schreiben vom 30. Juni 1983 an den nieder­
ländischen Außenminister, das der Klage 

beiliegt. Darin führt die Kommission aus, sie 
sei zu den 950 000 t auf der Grundlage fol­
gender Kriterien gelangt: das Erfordernis, 
das in Helsingør beschriebene Ziel zu errei­
chen, die hierfür notwendige Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten, das Erforder­
nis, die Unternehmen lebensfähig zu erhal­
ten, die unterschiedliche Höhe der von den 
Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen und die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Regio­
nen, in denen die beihilfebeziehenden Un­
ternehmen liegen. 

Aus der Entscheidung und dem Begleit­
schreiben ergeben sich somit die von der 
Kommission angewandten Kriterien recht 
detailliert. So hat auch der Gerichtshof in 
seinem Urteil in der Rechtssache 14/81 (Al­
pha Steel/Kommission, Slg. 1982, 749, 766) 
folgendes ausgeführt: Die Kommission hat 
„in knapper Form, aber so klar und schlüs­
sig wie möglich, die wichtigsten rechtlichen 
und tatsächlichen Erwägungen darzulegen, 
auf denen ihre Entscheidung beruht und die 
für das Verständnis der Gedankengänge er­
forderlich sind, die zu ihrem Handeln ge­
führt haben ... Die Kommission braucht... 
jedoch nicht alle nur denkbaren Einwände 
zu erörtern, die gegen die Entscheidung 
hätten erhoben werden können... Ebenso­
wenig ist zu verlangen, daß sie die Gründe 
dafür darlegt..., daß sie nicht noch andere 
als die in der Entscheidung angegebenen 
Maßnahmen ergriffen hat, die sie im Rah­
men ihres Ermessens hätte treffen können." 
Hinzu kommt, daß Hoogovens seit Ende 
1982 häufig mit der Kommission die Durch­
führung der Entscheidung Nr. 2320/81 
erörterte und deshalb über die Pläne der 
Kommission informiert war, bevor die 
niederländische Entscheidung getroffen 
wurde; vgl. Rechtssache 13/72 (Nieder­
lande/Kommission, Slg. 1973, 27, 39). An­
gesichts dessen erscheint mir die gegebene 
Begründung ausreichend, um Artikel 15 
EGKS-Vertrag gerecht zu werden, selbst 
wenn es besser gewesen wäre, wenn die 
Kommission in der Entscheidung genauer 
angegeben hätte, wie sie auf 950 000 t kam. 
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Noch im Rahmen ihres ersten Angriffsmit­
tels trägt die Klägerin vor, die Kommission 
habe ihr Eigentum entgegen Artikel 1 des 
ersten Protokolls zur Europäischen Men­
schenrechtskonvention dadurch verletzt, 
daß sie von der niederländischen Stahlindu­
strie einen übermäßigen Kapazitätsabbau 
verlangt habe. Diesem Vorbringen, das die 
Klägerin nicht weiter ausgeführt hat, stehen 
indes eben die Urteile entgegen, auf die 
es sich stützt. In der Rechtssache 154/78 
(Valsabbia/Kommission, Slg. 1980, 907, 
1010 f.) entschied der Gerichtshof, daß 
„die Gewährleistung des Eigentums nicht 
auf den Schutz kaufmännischer Interessen 
ausgedehnt werden [kann], deren Ungewiß­
heit zum Wesen wirtschaftlicher Tätigkeit 
gehört". Nach dem Urteil in der Rechts­
sache 258/81 (Metallurgiki Halyps/Kom-
mission, Slg. 1982, 4261, 4280) kann ent­
sprechend „die Tatsache, daß die durch die 
wirtschaftliche Lage gebotenen Produk-
tionsbeschränkungen die Rentabilität und 
die Substanz bestimmter Unternehmen be­
einträchtigen können, nicht als ein Verstoß 
gegen, das Eigentumsrecht betrachtet wer­
den. Die Klägerin kann sich nicht auf die 
Beachtung ihres Eigentumsrechts berufen, 
um sich den Zwängen zu entziehen, denen 
die gesamte europäische Stahlindustrie un­
terliegt." Diesem Vorbringen ist somit nicht 
zu folgen. 

An zweiter Stelle rügt die Klägerin, die 
Kommission habe den Begriff „höchstmög­
liche Erzeugung" nicht konsequent ange­
wandt. 

Die Kommission habe für die Berechnung 
der Kapazität der Klägerin im Bezugsjahr 
1980 ein anderes Kriterium angewandt als 
in späteren Jahren. 1980 habe die Kommis­
sion die theoretische Kapazität der Klägerin 
außer acht gelassen, da diese wegen einer 
Knappheit von,Stahl für die Erzeugung von 
Warmwalzprodukten nicht habe ausgenutzt 
werden können. Die höchstmögliche Erzeu­
gung der Klägerin'von Warmwalzprodukten 
sei deshalb auf 5 400 000 t, nicht auf 

5 700 000 t festgesetzt worden. 1981 habe 
Stahl wieder in den erforderlichen Mengen 
zur Verfügung gestanden, so daß die Kapa­
zität der Klägerin plötzlich auf letzteren Be­
trag gestiegen sei. Für 1984 habe man eine 
Knappheit von Halbfertigerzeugnissen für 
die Erzeugung von Warmwalzprodukten, 
nämlich von Vorbrammen, erwartet, von 
der man jedoch angenommen habe, daß sie 
bis 1987 überwunden sein werde. Wegen 
dieser Knappheit müsse die höchstmögliche 
Erzeugung der Klägerin in den fraglichen 
Jahren als von 5 400 000 t auf' 4 900 000 t 
reduziert angesehen werden. Bei der Be­
rechnung des von der Klägerin vorgeschla­
genen Abbaus ihrer Produktionskapazität 
sei die Kommission jedoch davon ausgegan­
gen, daß die Klägerin produziere, als ob es 
keine Vorbrammenknappheit gebe. 

Aufgrund der Anwendung der unterschiedli­
chen Kriterien habe die Kommission die 
Menge unterbewertet, die die Klägerin frei­
willig habe abbauen wollen. Diese Menge 
sei in der niederländischen Entscheidung auf 
250 000 t angesetzt worden. Die -Parteien 
sind sich darüber einig, daß die Schließung 
der Walzstraße in Demka 150 000 t aus­
macht. Dagegen meint die Klägerin, der 
Rest, den die Kommission auf 100 000 t 
angesetzt habe, betrage in Wirklich­
keit 500 000 t (die Differenz zwischen 
5 400 000 t 1980 und 4 900 000 t 1985). 

In ihrer Antwort auf eine schriftliche Frage 
des Gerichtshofes gibt die Kommission zu, 
zwei unterschiedliche Kriterien angewandt 
zu haben. Es sei korrekt gewesen, die 
Knappheit im Jahre 1980 zu berücksichti­
gen, da dies das Bezugsjahr gewesen sei. 
Hingegen habe die erwartete Knappheit in 
den Jahren 1984 bis 1987 außer Betracht 
bleiben müssen, da die ruhende Kapazität 
der Klägerin 1987 wieder habe eingesetzt 
werden können. Ziel der Entscheidung Nr. 
2320/81 sei es gewesen, einen irreversiblen 
Kapazitätsabbau zu bewirken, so daß ein 
nur zeitweiliger Abbau nicht habe berück­
sichtigt werden können. 

2838 



HOOGOVENS GROEP / KOMMISSION 

Die Auffassung der Kommission ist vertret­
bar, soweit sie die 1984 bis 1987 erwartete 
Knappheit betrifft. Hingegen hat die Kom­
mission nicht dargetan, daß sie für das Be­
zugsjahr 1980 zu Recht ein anderes Krite­
rium angewandt habe. In dem von mir be­
reits zitierten Passus der niederländischen 
Entscheidung nennt die Kommission als 
Ausgangspunkt für den von der niederländi­
schen Stahlindustrie zu fordernden Kapazi­
tätsabbau ihr erklärtes Ziel, die Kapazität 
für Warmwalzerzeugnisse in der gesamten 
Gemeinschaft um 30 Mio t bis 35 Mio t 
abzubauen. Das ist sinnlos, soweit nicht für 
alle fraglichen Jahre dieselben Kriterien für 
die Bewertung der Kapazität angewandt 
werden. In ihrer Antwort auf die schriftliche 
Frage des Gerichtshofes führt die Kommis­
sion aus, es sei korrekt gewesen, für 1980 
ein anderes Kriterium anzuwenden, gerade 
weil es das Bezugsjahr gewesen sei. Ich ver­
mag jedoch nicht zu sehen, wie auf dasselbe 
Vorgehen zur gleichen Zeit zwei unverein­
bare Kriterien angewandt werden können. 
Dieses Vorgehen mußte zu Unstimmigkei­
ten bei der Festsetzung der Kapazität füh­
ren. 

Die Kommission hält dem Vorbringen der 
Klägerin weiter entgegen, sie haben deren 
Werk WB1 1980 380 000 t Kapazität mehr 
zugestanden, als der unabhängige Sachver­
ständige Demarteau geschätzt habe. Das 
wird in der Klagebeantwortung der Kom­
mission als Zugeständnis beschrieben, wie es 
keinem anderen Unternehmen gewährt wor­
den sei. Nach Auffassung der Klägerin han­
delt es sich nicht um ein Zugeständnis. Das 
kann dahingestellt bleiben. Jedenfalls konnte 
keine wie auch immer geartete Berechnung 
der Kapazität des Werks WB1 den Fehler 
berichtigen, der durch die Berechnung der 
klägerischen Gesamtkapazität ab 1980 auf­
grund unstimmiger Kriterien eingetreten 
war. Das Vorbringen der Kommission zu 
diesen 380 000 t ist deshalb unerheblich. 
Das gleiche gilt für die 70 000 t, die sich 
daraus ergeben, daß ein Teil der möglichen 

Übertragung von Breitband für Weißblech 
vom Werk WB2 auf das Werk WB1 unter­
blieb, was die Kommission ebenfalls als Zu­
geständnis betrachtet. 

Die Klägerin rügt weiter, die Kommission 
habe ihr Angebot vom Juni 1983 abgelehnt, 
die Kapazität ihres Werkes SDW um 
75 000 t abzubauen. Diese Weigerung be­
gründet die Kommission in ihrer Klagebe­
antwortung damit, ein solcher Abbau hätte 
zu einer Änderung der Produktzusammen­
setzung geführt; auch wäre er nicht irrever­
sibel gewesen. Dieses Vorbringen konnte die 
Klägerin nicht überzeugend widerlegen; 
ihre Rüge greift somit nicht durch. 

Nach alledem hat die Kommission den von 
der Klägerin vorgeschlagenen Kapazitätsab­
bau nicht nach durchgängigen Prinzipien 
bewertet. Die 700 000 t Abbau, die in der 
niederländischen Entscheidung zusätzlich zu 
dem von der Klägerin vorgeschlagenen ver­
langt werden, können somit nicht stehen 
bleiben. Deshalb ist die Entscheidung 
83/398 unabhängig davon aufzuheben, ob 
die Klägerin gegenüber Unternehmen in an­
deren Mitgliedstaaten diskriminiert wurde. 

Die Klägerin wirft der Kommission noch 
eine weitere Inkonsequenz bei der Kapazi­
tätsberechnung vor. In anderen Mitglied­
staaten habe die Kommission nämlich einen 
reversiblen Kapazitätsabbau berücksichtigt. 
Hinsichtlich der Klägerin hat die Kommis­
sion, wie bereits dargelegt, den entgegenge­
setzten Weg eingeschlagen. Deshalb fühlt 
sich die Klägerin diskriminiert. 

Nach dem Vorbringen der Klägerin verhielt 
sich die Kommission hinsichtlich der Sollac-
werke in Frankreich und des Werks Port 
Talbot im Vereinigten Königreich großzügi­
ger als ihr gegenüber. In ihrer Gegenerwide­
rung bringt die Kommission jedoch vor, in 
Sollac seien fünf Hochöfen mit einer Ge­
samtkapazität von 3 500 000 t auf Dauer 
außer Betrieb genommen und durch einen 
Hochofen mit einer Kapazität von 
2 800 000 t ersetzt worden. Der Kapazitäts-
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abbau sei. somit irreversibel gewesen. Auch 
der Kapazitätsabbau in Port Talbot sei 
irreversibel gewesen. Dort hätten drei 
Hochöfen auf Dauer außer Betrieb genom­
men und durch einen neuen Hochofen er­
setzt werden sollen. Zwar habe der neue 
Hochofen eine höhere Kapazität gehabt als 
die drei anderen zusammen. Aus techni­
schen Gründen habe jedoch die Erzeugung 
der neuen Walzstraße mit der der anderen 
Walzstraßen synchronisiert werden müssen; 
deshalb habe die neue Walzstraße tatsäch­
lich nicht mit voller Kapazität arbeiten kön­
nen. Dieses Vorbringen.der Kommission hat 
die Klägerin weder für Sollac noch für Port 
Talbot widerlegt. Ihre Behauptungen hin­
sichtlich dieser beiden Werke hat sie somit 
nicht belegt; sie sind zurückzuweisen. 

In erster Linie fühlt sich die Klägerin jedoch 
gegenüber der italienischen Stahlindustrie 
diskriminiert. Die italienische Entscheidung 
stütze sich auf Zahlen über die Kapazität 
der italienischen Industrie im Jahre .1980, 
die über den 19,80 festgestellten gelegen hät­
ten. Auf diese Weise habe die italienische 
Industrie ein „Geschenk" von 1 900 000 t 
Kapazität erhalten. Aus diesen Gründen be­
antragt die Klägerin, die italienische Ent­
scheidung ganz oder teilweise aufzuheben. 

Die Kommission gesteht in ihrer Klagebe­
antwortung zu, die Angaben über das Jahr 
1980 sowohl für· Finsider wie für die priva­
ten italienischen Stahlerzeuger nachträglich 
erhöht zu haben, hält diese Erhöhung aber 
für gerechtfertigt. 

Hinsichtlich Finsider habe sich die Erhö­
hung auf das Werk in Bagnoli bei Neapel 
bezogen. 1979 habe die Kommission gemäß 
Artikel 54 EGKS-Vertrag eine Investition 
für . die dortige Errichtung . einer neuen 
Walzstraße genehmigt: Dies sei von einem 
Kapazitätsabbau anderswo abhängig ge­
macht worden. Anscheinend verpflichtete 
sich Finsider, deswegen anderswo mehr als 
1 Mio t Erzeugung aufzugeben. Deswegen 
habe die Kommission von Finsider billiger­

weise nicht verlangen können, wegen der­
selben Investition einen weiteren Abbau vor­
zunehmen. 

Beim privaten Sektor liegt das Problem an­
ders. Es gibt in Italien ungefähr 150, zu­
meist kleine, private Stahlunternehmen. 
Viele dieser Firmen haben den Fragebogen 
2/61 anscheinend mißverstanden und falsch 
ausgefüllt, aufgrund dessen die Kommission 
die Erzeugung der Unternehmen in der Ge­
meinschaft festsetzte. Deshalb hielt sich die 
Kommission für berechtigt, die fraglichen 
Zahlen rückwirkend zu ändern. 

Nach Ansicht der Klägerin war dieses Vor­
gehen in beiden Fällen nicht gerechtfertigt. 
Sie hat meines Erachtens jedoch nicht dar­
getan, daß dieses Vorgehen auch nur in 
einem der beiden Fälle rechtswidrig gewesen 
sei oder sie diskriminiert habe;. 

Soweit die Klägerin die Aufhebung der ita­
lienischen Entscheidung beantragt, sollte die 
Klage deshalb abgewiesen werden. 

An dritter Stelle trägt die Klägerin vor, die 
Kommission hätte die Beihilfe in Höhe von 
570 Mio HFL, auf die in Artikel 1 letzter 
Gedankenstrich der niederländischen Ent­
scheidung Bezug genommen werde, außer 
acht lassen müssen. Diese Beihilfe bezog 
sich auf die 1982 erfolgte Auflösung des Zu­
sammenschlusses der Klägerin mit Hoesch 
in Dortmund. Der Zusammenschluß war 
durch die Gründung von Estel 'vollzogen 
worden, deren Eigentümer gemeinsam und 
zu gleichen Teilen Hoesch und die Konin­
klijke Nederlandsche Hoogovens en Staal-
fabriken (KNHS) waren. Estel ihrerseits 
war Eigentümer der Klägerin sowie einer 
Hoeschtochter. Bei der Auflösung kauften 
die jeweiligen Muttergesellschaften die Ak­
tien von Estel zurück: KNHS kaufte die 
Aktien der Klägerin, Hoesch die ihrer 
Tochter. Seitdem besteht Esteis einzige Tä­
tigkeit in der Begleichung offener Schulden. 
Noch während der Dauer des Zusammen­
schlusses hatte Hoesch begonnen, Verluste 
zu machen; nach der Auflösung schuldete 
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KNHS deshalb Hoesch ungefähr 570 Mio 
HFL, um deren Verluste abzudecken. Des­
halb gewährte die niederländische Regie­
rung KNHS ein Darlehen in dieser Höhe, 
das nur zur Begleichung dieser Schuld ver­
wendet werden konnte. 

Die Klägerin gesteht zu, daß das Darlehen 
eine Beihilfe ist, meint aber, wegen seiner 
besonderen Natur hätte die Kommission es 
außer acht lassen müssen. Die Kommission 
hält dem entgegen, die fragliche Schuld sei 
eine Folge der früheren Handlungen der 
Klägerin, für die diese nun einzustehen 
habe. Dem schließe ich mich an. Die Art der 
von der Beihilfe gedeckten Schulden ist 
zwar etwas ungewöhnlich, jedoch war die 
Klägerin, wie die Kommission zu Recht vor­
trägt, im Hinblick auf diese Schuld in der­
selben Lage wie jedes andere Unternehmen, 
das die Folgen seiner eigenen Handlungen 
zu tragen hat. 

Auch der Ansicht der Klägerin, die Beihilfe 
hätte außer acht gelassen werden müssen, 
da sie KNHS gewährt worden sei und die 
Klägerin selbst deshalb keinen direkten 
Nutzen aus ihr gezogen habe, kann ich 
nicht folgen. Da KNHS eine reine Holding 
ohne eigene Betriebstätigkeit ist, hat die 
Klägerin als ihre 100%ige Tochter aus die­
ser Beihilfe offenkundig zumindest indirek­
ten Nutzen gezogen. 

Weiter meint die Klägerin, die Kommission 
habe in der niederländischen Entscheidung 
das Darlehen in Höhe von 570 Mio HFL zu 
Unrecht als Betriebsbeihilfe im Sinne des 
Artikels 5 der Entscheidung Nr. 2320/81 
aufgefaßt. Unzweifelhaft soll diese Entschei­
dung jedoch alle der Stahlindustrie gewähr­
ten Beihilfen jedweder Art einschließen. Das 
kommt in Artikel 1 Absatz 1 vollkommen 
unzweideutig zum Ausdruck: „Alle Beihil­
fen zugunsten der Stahlindustrie, die, in 
welcher Form auch immer, von den Mit­
gliedstaaten oder aus staatlichen Mitteln fi­
nanziert werden, können nur dann als Ge­
meinschaftsbeihilfen und somit als mit dem 

ordnungsgemäßen Funktionieren des Ge­
meinsamen Marktes vereinbar angesehen 
werden, wenn sie den allgemeinen Regeln 
des Artikels 2 und den Vorschriften der Ar­
tikel 3 bis 7 entsprechen." Die Klägerin hat 
sich auf die schlichte Behauptung be­
schränkt, das fragliche Darlehen sei keine 
Betriebsbeihilfe, ohne darzulegen, zu wel­
cher anderen Art der in der Entscheidung 
genannten Beihilfen es gehöre. Es ist auch 
keineswegs klar, daß die Beihilfe zu einer 
dieser übrigen Arten gehört. Auch kann 
dem Vortrag der Klägerin kein Gewicht 
beigemessen werden, das Darlehen sei nicht 
Bestandteil eines Umstrukturierungspro­
gramms, wie dies in Artikel 5 Absatz 1 er­
ster Gedankenstrich der Entscheidung Nr. 
2320/81 gefordert wird. Dieses Vorbringen 
kann der klägerischen Sache allenfalls zum 
Nachteil gereichen, da es die Annahme na­
helegt, das Darlehen könne nicht als „mit 
dem ordnungsgemäßen Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes vereinbar gelten", 
würde es von Artikel 5 erfaßt. Auch diesem 
Vorbringen ist somit nicht zu folgen. 

Hilfsweise macht die Klägerin geltend, da 
die Kommission das Darlehen als Betriebs­
beihilfe für die Klägerin betrachte, hätte sie 
ihr den Kapazitätsabbau zurechnen müssen, 
den Hoesch hinsichtlich dieses Betrages vor­
genommen habe. Die Kommission hält dem 
entgegen, das hätte sie nur mit Zustimmung 
von Hoesch und der deutschen Regierung 
tun können. Die Klägerin hat sich weder in 
ihrer Erwiderung noch in der mündlichen 
Verhandlung bemüht, dieses Vorbringen der 
Kommission zu widerlegen. Sie ist auf die­
ses Vorbringen auch nicht zurückgekom­
men. Meines Erachtens ist es nicht stichhal­
tig. 

An vierter Stelle macht die Klägerin geltend, 
in Artikel 7 der niederländischen Entschei­
dung würden Sanktionen angedroht, die in 
der Entscheidung Nr. 2320/81 nicht vorge­
sehen seien. Nach Artikel 7 kann die Kom­
mission die Einstellung von weiteren Beihil­
fezahlungen verlangen, wenn Beihilfen un-

2841 



SCHLUSSANTRÄGE VON SIR GORDON SLYNN — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 172 UND 226/83 

ter Mißachtung der in der mit der nieder­
ländischen Entscheidung ausgesprochenen 
Genehmigung vorgesehenen Bedingungen 
gezahlt werden, wenn die der Kommission 
erstatteten Halbjahresberichte erkennen las­
sen, daß die Wiedergewinnung der Rentabi­
lität des betroffenen Unternehmens Ende 
1985 zweifelhaft ist, und wenn das Unter­
nehmen gegen die ihm aus dem EGKS-Ver-
trag, insbesondere der Quotenregelung auf 
der Grundlage von Artikel 58 und den 
Preisvorschriften, obliegenden Verpflichtun­
gen verstoßen hat. Da die Entscheidung Nr. 
2320/81 auf Artikel 95 Absätze 1 und 2 
EGKS-Vertrag gestützt wird, verletzt Arti­
kel 7 der niederländischen Entscheidung 
nach klägerischer Ansicht Artikel 95 Ab­
satz 2, der wie folgt lautet: „Die gleiche, in 
derselben Form erlassene Entscheidung oder 
Empfehlung bestimmt gegebenenfalls die 
anzuwendenden Sanktionen." Sanktionen 
seien in der Entscheidung Nr. 2320/81 nur 
in Artikel 8 Absatz 3 erwähnt, der Beihilfen 
betreffe, die mit dieser Entscheidung unver­
einbar seien, und keine Rechtsgrundlage für 
Artikel 7 der niederländischen Entscheidung 
abgebe. 

Nach Auffassung der Kommission stellt die 
Einstellung von Beihilfen, die in Artikel 7 

der niederländischen Entscheidung vorgese­
hen sei, keine Sanktion im Sinne des Arti­
kels 95 Absatz 2 dar. Selbst wenn sie eine 
Sanktion darstellen sollte, finde sich die 
Rechtsgrundlage in Artikel 8 Absatz 1 der 
Entscheidung Nr. 2320/81, wo unter ande­
rem folgendes bestimmt sei: „Der betref­
fende Mitgliedstaat darf die beabsichtigte 
Maßnahme erst durchführen, wenn die 
Kommission ihre Zustimmung erteilt hat 
und alle ihre Bedingungen erfüllt sind." 

Der Ausdruck „Sanktion" in Artikel 95 
EGKS-Vertrag erfaßt nicht nur Geldbußen, 
wie die Verwendung des Ausdrucks „sanc­
tion" in der französischen Fassung zeigt. 
Unabhängig davon aber, ob die Einstellung 
von Beihilfezahlungen eine Sanktion dar­
stellt, fällt sie jedenfalls unter Artikel 8 Ab­
satz 1 der Entscheidung Nr. 2320/81, wie 
die Kommission vorträgt. Sie ist nur eine 
Folge der bedingten Zustimmung zur Beihil­
fegewährung. Dem steht auch nicht entge­
gen, daß nach Artikel 7 Beihilfen wegen 
Verstoßes gegen Verpflichtungen aus dem 
EGKS-Vertrag außerhalb des Anwendungs­
bereichs der Entscheidung Nr. 2320/81 ein­
gestellt werden können. 

Auch mit diesem Vorbringen kann die Klä­
gerin somit keinen Erfolg haben. 

Nach alledem beantrage ich, in der Rechtssache 172/83 die Entscheidung 83/398 
aufzuheben und die Klage in der Rechtssache 226/83 als unzulässig abzuweisen. 
Die Kommission sollte die Kosten in der Rechtssache 172/83 tragen. In der 
Rechtssache 226/83 sollten die Kosten gegeneinander aufgehoben werden. 
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